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Vorwort 

Es mag ein Versehen sein. Aber die Überschrift zu dem FDP-Antrag ist unglücklich gewählt. 

Das Leistungsprinzip im Beamtenrecht zählt seit jeher zu den hergebrachten Grundsätzen 

des Berufsbeamtentums. Außerdem schließt das Alimentationsprinzip, welches auch zu 

den klassischen, hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums gehört, eine Bezah-

lung nach Leistungen aus. „Dienst nach Vorschrift“ ist von der Rechtsprechung des Bun-

desverfassungsgerichts als streikähnliche Maßnahme in ständiger Rechtsprechung seit der 

Entscheidung vom 11. Juni 1958 bewertet worden und ist damit eigentlich disziplinarisch 

zu ahnden. 

Trotzdem wird über die Leistungsentlohnung im öffentlichen Dienst bereits seit Jahren im-

mer wieder diskutiert. Die komba gewerkschaft nrw steht einer sinnvollen Weiterentwick-

lung des Besoldungsrechts offen gegenüber und ist zu Gesprächen mit der Landesregie-

rung und dem Innenausschuss des Landtages gerne bereit. Dazu zählt ebenso, über eine 

angemessene Würdigung und Anerkennung von überdurchschnittlichen Leistungen von 

Beamt*innen nachzudenken, die jedoch im Rahmen der hergebrachten Grundsätze liegen 

müssen. Die Leistungselemente kann man sicherlich stärken und das Besoldungssystem 

insgesamt attraktiver und flexibler gestalten. Der Leistungsgesichtspunkt kann dabei stär-

ker berücksichtigt werden. 

Fachliche Leistung und Eignung der Beschäftigten sollen und müssen die entscheidenden 

Faktoren sein. Daneben sollen Eigenverantwortung der Beamtinnen und Beamten gestei-

gert und ihr Engagement belohnt werden. Deshalb hat der Gesetzgeber seit langem schon 

die Besoldung um folgende Leistungselemente ergänzt: 

• Leistungsstufen, 

• Leistungsprämien und 

• Leistungszulagen. 

Es ist aber auch anzumerken, dass diese Leistungselemente nicht immer sachgerecht ein-

gesetzt werden. Als Grundlage für eine solche Gewährung könnte maßgeblich die beam-

tenrechtliche Beurteilung dienen (mehr zu Beurteilung s. unten).   

Verfassungsrechtlich zustehende Kinderzuschläge können dabei nicht als leistungsfeind-

lich angeführt werden. Dies hat das Bundesland Nordrhein-Westfalen durch zwei Entschei-

dungen des Bundesverfassungsgerichts erfahren müssen. Sie sind ein notwendiger Be-

standteil der Besoldung. Es ist aber mit zu bedenken, dass die Grundbesoldung im Bun-

desland Nordrhein-Westfalen insgesamt zu niedrig ist. Dies fällt natürlich dann auf, wenn 

hohe Kinderzuschläge oder Ergänzungszuschläge notwendig sind, um eine verfassungsge-

mäße Besoldung zu gewährleisten.   
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Zu den Beschlussfassungen im einzelnen 

 

• Stärkere Honorierung überdurchschnittlicher Leistungen von Beamtinnen und 

Beamten des Landes und Schaffung eines positiven Anreizsystem, indem bei 

besonderen Leistungen tatsächlich von den vorhandenen Instrumenten der 

Leistungsstufen, Leistungsprämien und Leistungszulagen Gebrauch gemacht 

wird 

 

Für die komba gewerkschaft nrw ist und bleibt die stärkste Honorierung überdurchschnitt-

licher Leistungen von Beamt*innen die Beförderung. Die Beförderung wirkt sich für den 

Beamten am längsten aus und dies nicht nur durch eine höhere Besoldung, sondern auch 

durch eine höhere Versorgung und Änderung der Amtsbezeichnung. 

Doch leider gibt es bei den Dienstherren nicht immer die Anzahl von Beförderungsdienst-

posten, um den Beamt*innen mit überdurchschnittlichen Leistungen ihre verdiente Beför-

derung zukommen zu lassen. An dieser Stelle möchten wir als komba gewerkschaft nrw 

auf unsere Forderung hinweisen, die Stellenobergrenzen, insbesondere bei der Stelle A 

plus Z aufzuheben. Dies passt nicht mehr in die heutige Welt. Herausragende Tätigkeiten 

im Amt A 9 müssen mit einer Zulage gewährt werden, die ruhegehaltsfähig ist und nicht an 

einer zufälligen Quotenregelung scheitert.  

Ferner darf nicht passieren, dass Beförderungen wegen Haushaltssperren und -sicherun-

gen nicht vorgenommen werden können, obwohl sie eigentlich den Beamt*innen „ver-

sprochen“ worden sind. Dies führt zu Demotivierung und „innerer Kündigung“. Um Beför-

derungen schneller durchführen zu können, sollte gesetzlich festgelegt werden, dass jede 

Wahrnehmung von höherwertigen Tätigkeiten auch gleichzeitig als Erprobungszeit gilt. 

Damit könnte erreicht werden, dass nach dem erfolgreichen Auswahlverfahren sofort eine 

Beförderung vorgenommen werden kann. 

Um eine Beförderung auch rechtssicher durchführen zu können, ist ein rechtsstaatliches 

Auswahlverfahren von Nöten. Die Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte fordert, dass 

diese auf aktuellen und rechtswirksamen Beurteilungen fußen muss. Daher fordern wir 

eine Ergänzung oder sogar eine Überarbeitung des § 92 LBG NRW. Das BVerwG kritisiert in 

seiner Entscheidung vom 7.7.2021 (Az.: 2 C 2.21), die es mit dem Beschluss vom 29.08.2023 

(Az.: 1 WB 60.22) bekräftigt hat, im Kern, dass der Gesetzgeber es unterlässt, die Grundzüge 

des Beurteilungswesens in Rechtsnormen zu regeln, damit die Dienstherren nach einer sol-

chen Vorgabe einheitliche Beurteilungen vornehmen. Es reiche nicht aus, wenn das Lan-

desbeamtengesetz und eine darauf gestützte Laufbahnverordnung die Bestimmung der 

Vorgaben zur Beurteilung allein den Verwaltungsvorschriften überlasse – also quasi „jeder 

Geschäftsbereich tun kann, was er will“. Nach Ansicht des BVerwG hat der Gesetzgeber 

selbst das System - Regelbeurteilungen oder Anlassbeurteilungen - sowie die Bildung ei-

nes Gesamturteils vorzugeben. Weitere Einzelheiten, wie etwa der Rhythmus von Regel- 
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beurteilungen, der Inhalt der zu beurteilenden Einzelmerkmale von Eignung, Befähigung 

und fachlicher Leistung, der Beurteilungsmaßstab oder Vorgaben für die Vergabe der 

höchsten und der zweithöchsten Note (Richtwerte), können Rechtsverordnungen überlas-

sen bleiben. Erforderlich ist also ein Gesetz für die Grundlagen sowie eine Rechtsverord-

nung für die Einzelheiten. An dieser Stelle verweist die komba gewerkschaft nrw auf ihre 

Stellungnahme zum Gesetz des öffentlichen Dienstes – Laufbahnrecht. 

Wiederkehrend wurden durch Verwaltungsgerichte Auswahlverfahren aufgrund von fehler-

hafter Beurteilungsrichtlinien und Beurteilungen für ungültig erklärt. Daraus folgen Wie-

derholungen von Auswahlverfahren, damit einhergehend zeitliche Verzögerungen und Be-

lastungen für insbesondere leistungsstarke Beamt*innen, die sich bei einem rechtssiche-

ren Auswahlverfahren unmittelbar durchgesetzt hätten.  

Neben einer amtsangemessenen Alimentation, erscheint es als zusätzliche Komponente 

geboten, auch leistungsbezogene Elemente zu optimieren und auszuweiten. Um die 

Vergaben von Leistungsprämien, Leistungsstufen und Leistungszulagen nach dem Landes-

besoldungsgesetz zu ermöglichen, muss es bei jedem Dienstherrn eine dementsprechende 

Dienstvereinbarung geben, die die Verteilung der Leistungselemente nach dem Leistungs-

prinzip (Beurteilung) ermöglicht. Dazu gehört ein nachvollziehbares und transparentes 

Verfahren zur Feststellung von überdurchschnittlichen Leistungen von Beamt*innen. Auch 

dies muss rechtssicher ausgestaltet werden. 

Es ist notwendig, dass die Dienstherren regelmäßig ein ausreichendes Finanzvolumen für 

Leistungselemente bereitstellen. Die komba-Gewerkschaft nrw äußert große Bedenken 
hinsichtlich der Verwendung von Budgetmitteln aus freien Planstellen. Kein Dienstherr 

weist Planstellen und Dienstposten aus, deren Besetzung nicht als „notwendig“ angese-

hen werden. Die Besetzung freier Dienstposten muss stets Vorrang haben und darf nicht 
zugunsten der Verwendung von Leistungselementen vernachlässigt werden. Eine solche 

Praxis würde zudem dazu führen, dass das Budget für Leistungselemente von neuen Ein-

stellungen abhängig ist, was nicht nur den Behördenfrieden gefährden, sondern auch zu 
(Über-)Belastungen der bestehenden Kolleg*innen führen könnte. 

• Überprüfung und Anpassung des Besoldungs- und Laufbahnrechts, um für be-

sonders leistungsstarke Beamtinnen und Beamten einen schnelleren Aufstieg 

zu ermöglichen, die Besoldung ausgehend von einem insgesamt auskömmli-

chen Niveau eine stärkere leistungsabhängige Komponente zu erhalten, und 

um Beförderungen vielmehr durch besondere Leistungen zu ermöglichen und 

weniger auf dem Senioritätsprinzip beruhen zu lassen. Die aktuellen Dienst-

zeiterfordernisse sind in diesem Zusammenhang kritisch zu überprüfen 

 

Das Senioritätsprinzip ist abgeschafft. Es wäre aufgrund der Rechtsprechung rechts- und 

verfassungswidrig. Während früher die Stufenskala des Besoldungssystems auf dem Le-

bensalter beruhte, ist sie zum 01.06.2013 auf Erfahrungsstufen umgestellt worden.  
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Das derzeitige System der Erfahrungsstufen ist rechtlich zulässig. Die Höhe der Besoldung 

richtet sich nach der Dauer der Erfahrungszeit. Auch jüngere Beamt*innen können hiervon 

profitieren, da die Erfahrungszeit auf Grundlage der zuvor ausgeübten beruflichen Tätig-

keiten ermittelt wird. Es könnte jedoch in Erwägung gezogen werden, in Zukunft die au-

ßerhalb des öffentlichen Dienstes erworbenen Erfahrungen stärker anzuerkennen. 

Über verbesserte und schnellere Aufstiegsmöglichkeiten kann mit der komba gewerk-

schaft nrw gesprochen werden. Dabei ist jedoch sicherzustellen, dass keine Überholungs-

effekte entstehen, die nicht auf dienstrechtlichen Regelungen basieren. Dies betrifft bei-

spielsweise klare Regelungen zur Anerkennung von förderlichen Zeiten in der Privatwirt-

schaft. 

 

• Streichung des Beförderungssperrjahres nach der Probezeit, damit im Einzel-

fall bei besonderer Leistungserbringung während der Probezeit eine Beförde-

rung auch unmittelbar nach Beendigung der Probezeit möglich wird 

 

Der Entwurf des Dienstrechtsmodernisierungsgesetzes sieht ebenfalls die Aufhebung des 

Beförderungsverbots nach Beendigung der Probezeit vor. Die komba gewerkschaft nrw be-

grüßt in ihrer Stellungnahme grundsätzlich diese Maßnahme. Es ist jedoch zu berücksichti-

gen, dass sich Beamt*innen während der Probezeit auf ihrem Dienstposten bewähren 

müssen. Am Ende der Probezeit erfolgt eine Beurteilung hinsichtlich ihrer Ernennung zur 

Beamtin oder zum Beamten auf Lebenszeit. Diese Beurteilung hat eine andere Bedeutung 
als eine Regel- oder Anlassbeurteilung, die für eine Beförderung erforderlich ist und einen 
strengen Maßstab an die Leistungsbeurteilung stellt. 

Sollten nun Beamte auf Lebenszeit und Beamte auf Probe um denselben Beförderungs-

dienstposten konkurrieren, müssten für beide vergleichbare Beurteilungen vorliegen. 

Nach Auffassung der komba gewerkschaft nrw ist dies derzeit nicht der Fall, und die Ver-
gleichbarkeit sollte klar definiert werden. Andernfalls wäre es nach der derzeitigen Geset-

zeslage nicht nachvollziehbar, auf welcher Grundlage eine Beförderungsauswahl getroffen 

werden soll. Formal müssten diese Probezeitbeamt*innen erneut beurteilt werden, um 

den strengen Maßstäben der Leistungsbeurteilung gerecht zu werden und eine Beförde-
rung zu ermöglichen. 

• Offenlegung der standardmäßigen im jährlichen Turnus statischen Berech-

nungsgrundlagen für die Prüfung der Verfassungskonformität der Alimenta-

tion in Nordrhein-Westfalen gegenüber dem Parlament und damit dem Besol-

dungsgesetzgeber 

 

Die komba gewerkschaft nrw würde dies sehr begrüßen. Es ist jedoch erforderlich, dass 

von den Beamt*innen nicht verlangt wird, ihren Anspruch jedes Jahr separat im Haushalts-

verfahren geltend zu machen. Daher fordert die komba gewerkschaft nrw, die mit der 
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letzten Änderung des Besoldungsgesetzes eingeführte gesetzliche Pflicht rückgängig zu 

machen. Stattdessen sollte eine gesetzliche Verpflichtung der Dienstherren eingeführt 

werden, allen Beamt*innen auch nachträglich eine verfassungsgemäße Besoldung und 

Versorgung zu gewähren und diese ohne Antrag auszuzahlen. 

 

• Nutzung eines Teils der finanziellen Mittel zur Finanzierung einer deutlich ver-

stärkten Nutzung und der Schaffung von Anreizinstrumenten im Besoldungs- 

und Laufbahnrecht, die jedes Jahr im Haushaltsplan rein formal eingestellt 

werden, um die real strukturell und dauerhaft mehr als 20.000 unbesetzten 

Stellen für Beamte und Tarifbeschäftigte zu finanzieren 

Priorität muss die Stellenbesetzung haben, um die Belastung des vorhandenen Personals 

zu reduzieren und eine Aufgabenerfüllung zu gewährleisten. Nicht verausgabte und einge-

plante Mittel des Personalhaushalts sollten dem vorhandenen Personal zugutekommen.  

 

• Fokussierung auf eine effiziente Verwaltungsstruktur und die digitale Trans-

formation von Prozessen anstatt die Stellenpläne außerhalb der staatlichen 

Kernbereiche immer stärker auszuweiten, wenn diese real ohnehin nicht be-

setzt werden können 

 

Die komba gewerkschaft nrw kann derzeit nicht erkennen, welche Sektoren der Antrag-

steller dem staatlichen Kernbereich zuordnet und welche nicht. Ziel muss es in jedem Fall 

sein, eingerichtete Stellen durch geeignetes Personal zu besetzen. 

 

Für Fragen zu den Ausführungen und für einen Austausch stehen wir Ihnen im Rahmen der 

Anhörung am 10.04.2025 gerne zur Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Frank Meyers 

Stellv. Landesvorsitzender 

 

 


